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Königliden Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 21. 


(Fr. 2205.) Landgemeinde-Ordnung für die Provinz Weſtphalen. Vom 31. Oktober 1841. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

Nach Eingang der Erklaͤrung Unſerer im Jahre 1833. zum Provinzial⸗Land⸗ 
tage verſammelt geweſenen getreuen Staͤnde der Provinz Weſtphalen uͤber den 
nach dem Gutachten Unſeres Staatsraths abgefaßten Entwurf zu einer Ord— 
nung fuͤr die laͤndlichen Gemeinden, find die hierauf Bezug habenden Verhält- 
niffe einer nochmaligen gruͤndlichen Unterſuchung unterworfen worden. Wir 
haben hieraus die Ueberzeugung entnommen, daß in dieſer Provinz die Elemente 
der fruͤheren, durch die natuͤrliche Beſchaffenheit des Landes und ſeine geſchicht— 
liche Entwickelung begruͤndeten Verfaſſung nicht erloſchen ſind, ſich vielmehr in 
einem der Fortbildung fähigen Umfange noch vorfinden. — Unſere Fuͤrſorge zur 
Herſtellung einer den eigenthuͤmlichen Verhaͤltniſſen der Provinz entſprechenden 
Verfaſſung der Landgemeinden hat deshalb dahin gerichtet ſeyn muͤſſen, jene 
Elemente zu erhalten und den Beduͤrfniſſen der Zeit anzupaſſen, zugleich aber 
den neu entſtandenen Elementen der laͤndlichen Gemeinden die erforderliche Be— 
ruͤckſichtgung zu gewaͤhren. Wir ſetzen demnach die über das Kommunalweſen 
in den verſchiedenen Landestheilen der Provinz Weſtphalen zeither beſtandenen, 
fremdherrlichen und Großherzoglich Heſſiſchen Geſetze und Verordnungen hier⸗ 
durch außer Kraft und verordnen, mit Aufhebung aller ſonſt entgegenſtehenden 
Beſtimmmungen über die Verfaſſung und Verwaltung der Landgemeinden in 
dieſer Provinz auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


Titel J. 


Von den Landgemeinden und Amtern überhaupt und der Grund— 
lage ihrer Verfaſſung. 


F. 1. Alle diejenigen Orte (Dörfer, Bauerſchaften, Kirchſpiele), welche 
für ihre Kommunalbeduͤrfniſſe gegenwaͤrtig einen eigenen Haushalt haben, es fey 
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auf den Grund eines beſonderen Etats oder einer Abtheilung des Etats der 
Buͤrgermeiſterei oder des Kantons, ſollen fortan eine Gemeinde, mit den Ned): 
ten einer oͤffentlichen Korporation, unter einem Gemeindevorſteher bilden. 

$. 2. Sind in Folge der bisher geltend geweſenen Geſetze mehrere, fruͤ⸗ 
her ſelbſtſtaͤndige Gemeinden jetzt zu einem Haushalt verbunden, fo iſt jede der— 
ſelben berechtigt, die Trennung aus dieſem Verbande und ihre Wiederherſtel⸗ 
lung als eigene Gemeinde zu verlangen. Die Beſchlußnahme hieruͤber ſteht den 
Meiſtbeerbten des Orts zu und erfolgt nach Mehrheit der Stimmen. 

Ueber die Zulaͤſſigkeit der Trennung entſcheidet der Miniſter des Innern 
auf den mit dem Gutachten des Ober-Praͤſidenten begleiteten Bericht der Re⸗ 
gierung. 

Umfaßt der Verband mehr als zwei dergleichen Orte, ſo muß, wenn der 
Antrag auf Trennung nur in Anſehung eines Orts eingeht und begruͤndet ge— 
funden wird, die Ermittelung und Pruͤfung zugleich darauf erſtreckt werden, in 
wiefern der Verband in Anſehung der uͤbrigen Orte beizubehalten oder gleich— 
falls aufzuloͤſen ſey. 

$. 3. Zur Gemeinde gehören alle Einwohner des Gemeindebezirks und 
zu letzterem alle innerhalb deſſen Grenzen gelegene Grundſtuͤcke. 

§. 4. Einzeln gelegene Beſitzungen, welche noch keiner Gemeinde ange— 
hören, muͤſſen, in ſofern fie nicht landtagsfaͤhige Nittergüter find, mit einer an- 
graͤnzenden Gemeinde vereinigt werden. s 

$. 5. Den vormals unmittelbaren Deutſchen Reichsſtaͤnden, auf welche 
die Verordnung vom 21. Juni 1815. Anwendung findet, verbleiben ſowohl in 
perſoͤnlicher Beziehung, als fuͤr ihre in dem Gemeindebezirke belegenen Grund⸗ 
ſtuͤcke und für deren Bewohner, die ihnen nach der Inſtruktion vom 30. Mai 1820 
in Verbindung mit der, dem $. 32. derſelben erlaͤuternden Order vom 14. Juli 
1829. oder vermoͤge beſonderer Rezeſſe zuſtehenden Rechte. 

F. 6. Wo die Ritterguͤter gegenwaͤrtig mit den Ortsgemeinden verbun⸗ 
den find, ſoll deren Trennung, aus Ruͤckſicht auf ihr urſpruͤngliches Recht hierzu, 
jederzeit eintreten, wenn beide Theile daruͤber einig ſind. 

Wird auf eine ſolche Trennung nur von dem einem Theile in ſeinem 
Intereſſe angetragen, ſo hat die Staatsbehoͤrde zu beurtheilen, ob der Antrag 
in ſich gerechtfertigt ſey; die Entſcheidung daruͤber erfolgt durch den Miniſter des 
Innern auf den mit dem Gutachten des Ober-Praͤſidenten begleiteten Bericht 
der Regierung. 

Anſtalten, welche zur Befriedigung eines gemeinſamen Beduͤrfniſſes des 
Rittergutes und der Gemeinde dienen, ſollen nach deren Trennung gemeinſchaft— 
lich bleiben, wenn auch nur der eine Theil darauf antraͤgt und die Gemeinſchaft 
ohne Nachtheil fuͤr den anderen Theil fortbeſtehen kann. 

Die 


Die Auseinanderſetzung, ſowie die Regulirung der Beiträge zu den ger 
meinſchaftlich verbleibenden Anſtalten wird nach Vorſchrift des §. 15. bewirkt. 

F. 7. Dieſe Beſtimmungen (F. 6.) finden nur Anwendung auf die bei 
Publikation des gegenwaͤrtigen Geſetzes vorhandenen, landtagsfaͤhigen Ritterguͤ⸗ 
ter, nicht aber auf andere vormals eximirte Güter, welche den Ortsgemeinden 
einverleibt bleiben. 

$. 8. Die Beſitzer der Ritterguͤter, welche aus der Verbindung mit 
den Ortsgemeinden ausſcheiden, find für den Bereich des Gutes zu allen Lei— 
ſtungen und Pflichten verbunden, welche geſetzlich oder verfaſſungsmaͤßig den Ge⸗ 
meinden obliegen. 

$. 9. Grundſtuͤcke, welche von einem außer dem Gemeindeverbande be⸗ 
findlichen Rittergute getrennt und nicht ſogleich mit einem andern angrenzenden 
Gute dieſer Art wieder vereinigt werden, ſind der zunaͤchſt belegenen Gemeinde 
einzuverleiben, von welcher ſie auch bei einer in der Folge eintretenden Verbin— 
dung mit einem ſolchen Gute nicht getrennt werden. 

$. 10. Wenn ein ſolches Gut durch Zerſtuͤckelung oder Verminderung 
der Subſtanz die Eigenſchaft eines landtagsfaͤhigen Ritterguts verliert, ſo wird 
daffelbe, ſobald es nach Vorſchrift der Order vom 11. Januar 1835. in der 
Rittergutsmatrikel geloͤſcht worden, mit der benachbarten Gemeinde vereinigt. 

$. 11. Außer den Faͤllen der J . 2. 4. 6. f. f. koͤnnen Veraͤnderun⸗ 
gen in den Gemeindeverbaͤnden, wenn nicht ſaͤmmtliche betheiligte Gemeinden 
darin einwilligen, nur mit Unſerer unmittelbaren Genehmigung vorgenom- 
men werden. 

$. 12. Aus mehreren Gemeinden nebſt den nicht im Gemeindeverbande 
ſtehenden Ritterguͤtern wird ein Verwaltungsbezirk (Amt) unter einem Amt— 
mann gebildet. 

Das Amt kann auch aus Einer Gemeinde beſtehen, wenn dieſelbe von 
dem Umfange iſt, um den Zwecken eines Amtes fuͤr ſich allein zu genuͤgen. — 
In dieſem Falle findet ein Ausſcheiden der ſeither zur Gemeinde gehoͤrigen Rit⸗ 
terguͤter aus dem Gemeindeverbande nicht ſtatt. 

6. 13. Das Amt kann zugleich in Anſehung ſolcher Angelegenheiten, 
welche für alle zu dem Amte gehörigen Gemeinden und Ritterguͤter ein gemein⸗ 
ſchaftliches Intereſſe haben, einen Kommunalverband bilden. Welche Angele- 
genheiten Gegenſtand des Amtskommunalverbandes ſeyn ſollen, wird, ſo weit ſie 
nicht durch geſetzliche Vorſchriſt beſonders beſtimmt find, durch Beſchluß der 
Amtsverſammlung (F. 111.) unter Genehmigung der Regierung feſtgeſtellt. 

$. 14. Die jetzigen Buͤrgermeiſtereien, Kantons und Verwaltungsbe⸗ 
zirke ſollen als Amtsbezirke beibehalten werden; es bleibt jedoch vorbehalten, fo 
weit die gegenwärtigen Bezirke nicht zweckmaͤßig befunden werden, die erforder— 
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lichen Abaͤnderungen zu treffen. Dieſe koͤnnen nur mit Genehmigung des Mi⸗ 
niſters des Innern auf den mit dem Gutachten des Ober-Praͤſidenten beglei⸗ 
teten Bericht der Regierung erfolgen; die betheiligten Amtsverſammlungen und 
die Kreisſtaͤnde muͤſſen daruͤber zuvor mit ihrer Erklaͤrung gehoͤrt werden. 

$. 15. Bei Veränderungen, welche jetzt oder kuͤnftig in den Gemeinde—⸗ 
oder Amtsbezirken vorgenommen werden, iſt die Auseinanderſetzung nach Ver: 
nehmung der Betheiligten im Verwaltungswege zu bewirken. Wird eine Ueber— 
einkunft hieruͤber unter den Betheiligten vermittelt, ſo genuͤgt die Genehmigung 
derſelben durch die Regierung, im Falle des Widerſpruchs entſcheidet der Mi⸗ 
niſter des Innern. Durch dergleichen Veraͤnderungen duͤrfen privatrechtliche 
Verhaͤltniſſe niemals geſtoͤrt werden. 

Eine jede ſolche Veraͤnderung der Gemeinde- oder Amts-Bezirke iſt 
durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 

$. 16. Wo eigenthuͤmliche Verhaͤltniſſe einzelner Gemeinden oder Lan- 
destheile es noͤthig machen, koͤnnen zur Ergaͤnzung und naͤheren Beſtimmung 
der Vorſchriften des gegenwaͤrtigen Geſetzes beſondere Dorf-Ordnungen erlaſſen 
werden. Ueber dieſe Ordnungen ſind, je nachdem ſie blos einzelne Gemeinden 
oder ſaͤmmtliche Gemeinden eines oder mehrerer Amtsbezirke oder Kreiſe betref- 
fen, die betheiligten Gemeinde-, Amts- oder Kreisverſammlungen zuvor mit 
ihrer Erklaͤrung zu hören. In ſofern die Dorf-Drdnungen keine Abweichungen 
von dem Geſetze enthalten, oder ein bis dahin in Wirkſamkeit gebliebenes Her⸗ 
kommen beſtaͤtigen, iſt zur Guͤltigkeit derſelben die Beſtaͤtigung durch den Mi- 
niſter des Innern hinreichend, außerdem aber Unſere landesherrliche Genehmi⸗ 


gung erforderlich. 
Titel II. 


Von den Gemeinden. 


Abſchnitt 1. 
Von den Gemeinde-Mitgliedern, deren Rechten und Pflichten. 
§. 17. Mitglieder der Gemeinde ſind: 
1) ſaͤmmtliche ſelbſtſtaͤndige Einwohner derſelben, ö 
2) alle, welche in der Gemeinde mit einem Hauſe angeſeſſen ſind, und 
3) diejenigen, welche das Gemeinderecht beſonders erlangt haben (F. 43.). 
Als mit einem Hauſe angeſeſſen wird derjenige angeſehen, auf deſſen Na⸗ 
men das Haus in der Grundſteuer-Mutterrolle eingetragen iſt (Grundſteuer⸗ 
Geſetz für die weſtlichen Provinzen vom 21. Januar 1839. $. 14.). 
$. 18. In wiefern die Gemeinden neu anziehenden Perſonen die Nie: 
derlaſſung zu geſtatten haben, iſt nach den hieruͤber beſtehenden beſonderen Vor— 
ſchriften zu beurtheilen. 
$. 19. 
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§. 19. Von denjenigen, welche in der Gemeinde als ſelbſtſtaͤndige Ein⸗ 
wohner ſich niederlaſſen, kann ein Einzugsgeld erhoben werden, wenn 
1) ein ſolches bis jetzt herkoͤmmlich zur Gemeindekaſſe erhoben worden iſt, 
2) die Einkuͤnfte des Gemeindevermoͤgens, nach Abzug der etwa zur Ver⸗ 
zinſung und zur planmaͤßigen Abbuͤrdung der Schulden erforderlichen 

Betraͤge, im Durchſchnitte einen Ueberſchuß gewaͤhren, aus welchem ein 

erheblicher Theil der Kommunalbeduͤrfniſſe beſtritten werden kann, oder 

3) Gemeindeanſtalten beſtehen, welche aus eigenem Vermoͤgen huͤlfsbeduͤrf— 
tigen Einwohnern Unterſtuͤtzungen gewaͤhren, oder 

A) ein Vermoͤgen vorhanden iſt, welches von den einzelnen Mitgliedern be⸗ 
nutzt wird. 

Das Einzugsgeld wird in dem Falle unter 1) nach dem herkoͤmmlichen 
Betrage forterhoben, kann aber anderweitig regulirt werden. Die Entſchei⸗ 
dung daruͤber, ob die Obſervanz fuͤr begruͤndet anzuerkennen, und in welcher 
Art das Einzugsgeld anderweitig zu reguliren iſt, imgleichen über die Zulaͤſſig— 
keit und die Hoͤhe des Einzugsgeldes in den Faͤllen. unter 2), 3) und 4) er⸗ 
folgt nach Vernehmung der Gemeindeverſammlung (F. 49.) durch den Ober⸗ 
Praͤſidenten, welchen der Miniſter des Innern mit einer Inſtruktion hierüber 
verſehen wird. 

$. 20. Die Mitglieder der Gemeinde nehmen an den gemeinſamen 
Rechten der Gemeinde Theil unter folgenden naͤheren Beſtimmungen. 

$. 21. Die Theilnahme an den Wahlen und an den öffentlichen Ge⸗ 
ſchaͤften der Gemeinde (das Gemeinderecht) ſteht nach naͤherer Beſtimmung des 
zweiten Abſchnitts nur 

1) den Meiſtbeerbten (F. 40.) und 
2) denjenigen zu, welchen daſſelbe beſonders verliehen worden iſt (F. 43.). 

6. 22. Die Einkuͤnfte aus dem Vermoͤgen der Gemeinde ſollen in der 
Regel auch fernerhin nach der bisher daſelbſt beſtehenden Verfaſſung verwen⸗ 
det werden. 

$. 23. An demjenigen Vermoͤgen, welches bisher lediglich zur Beſtrei⸗ 
tung der Gemeindeausgaben beſtimmt war, ſoll auch ferner den Einzelnen kein 
Nutzungsrecht zuſtehen. 

$. 24. Dagegen fol dasjenige Vermoͤgen, welches bisher zur Benutzung 
der einzelnen Gemeindeglieder oder einer beſonderen Klaſſe derſelben beſtimmt 
geweſen iſt, auch ferner nach dieſem Herkommen behandelt werden. Naͤhere 
Vorſchriften hierüber, imgleichen über die auf dem Theilnahmerechte an dieſen 
Nutzungen ruhende beſondere Verpflichtung zu Gemeindebeitraͤgen werden einer 
beſonderen Verordnung vorbehalten; bis dahin verbleibt es bei den daruͤber ge— 
genwaͤrtig beſtehenden Anordnungen. 
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$. 25. Für die Theilnahme an Gemeindenutzungen, zu welchen ſaͤmmt⸗ 
liche Gemeindeglieder berechtigt ſind, kann zum Vortheil der Gemeindekaſſe eine 
jaͤhrliche Abgabe, welche nach den einzelnen Arten jener Nutzungen und nur 
von Denjenigen, welche daran wirklich Theil nehmen, zu entrichten iſt, angeord— 
net werden; dies muß jederzeit geſchehen, wenn die Gemeindebeduͤrfniſſe ohne 
Auflage nicht gedeckt werden koͤnnen. Wo kein Einzugsgeld (F. 19.) erhoben 
wird, kann anftatt der jaͤhrlichen Abgabe oder auch neben derſelben ein Einkaufs⸗ 
geld eingeführt werden. — Beides wird nach Vernehmung der Gemeinde— 
Verſammlung durch die Regierung feſtgeſetzt; die im $. 19. erwaͤhnte Inſtruk⸗ 
tion ſoll auch hieruͤber naͤhere Anweiſung ertheilen. 

$. 26. Auf das Vermögen von Korporationen und Stiftungen, fo wie 
auf dasjenige, welches einzelnen Klaſſen von Einwohnern angehoͤrt, haben die 
Mitglieder der Gemeinde als ſolche keinen Anſpruch. 

$. 27. Die Gemeinde iſt zu allen Leiſtungen verpflichtet, welche das Ge- 
meindebeduͤrfniß erfordert. \ 
§. 28. In ſofern zu dieſen Leiſtungen die Einfünfte aus dem Gemeinde⸗ 
Vermoͤgen nicht hinreichen, find alle einzelne Gemein deangehoͤrige (H. 3. und 17.) 
zu Geldbeitraͤgen und Dienſten, wozu jedoch kunſt- und handwerksmaͤßige Ar- 
beiten nicht gehoͤren, verpflichtet. Mi an 

20, Auswärts wohnende Grundeigenthämer find, ſelbſt dann, wenn 
fie als Hausbeſitzer zu den Gemeindegliedern gehören (F. 17. Nr. 2.) oder das 
Gemeinderecht durch beſondere Verleihung erlangt haben (f. 43.), doch nur zu 
den, dem Grundeigenthum aufgelegten Leiſtungen verpflichtet. 

$. 30. Die Beitragspflicht der einzelnen Gemeindeangehoͤrigen ($. 38.) 
erſtreckt ſich auch auf die Verzinſung und Abtragung bereits vorhandener Schul⸗ 
den der Gemeinde, und es bedarf dieſerhalb keiner beſonderen Bekanntmachung 
an die neu eintretenden Mitglieder. 

Bei Veränderung des Gemeindebezirks durch Zuſchlagung einzeln gele⸗ 
gener Beſitzungen, oder durch Einverleibung einer anderen Gemeinde oder eines 
Theils derſelben, wird jedoch in den beſtehenden Schuldverhaͤltniſſen und in der 
Verbindlichkeit zur Verzinſung und Abtragung der ſchon vorhandenen Schul- 
den beizutragen, nichts geaͤndert. je 

K 31. Die Verpflichtung der Einzelnen zu ſolchen Leiſtungen ($$. 28. 
und 30.) beginnt ohne beſondere Erklarung mit dem erſten Verfalltage ſeit ihr 
tem Eintritt in die Gemeinde. — Wenn fie ihr Verhaͤltniß zur Gemeinde 
aufgeben, ſo dauert ihre Verpflichtung noch fuͤr den letzten vorher eintretenden 
Verfalltag fort und hoͤrt mit demſelben auf. 

$. 32. Servisberechtigte aktive Militair-Perſonen und auf Inaktivi⸗ 
taͤtsgehalt geſetzte Dffiziere und Militairbeamte find von allen Geldbeitraͤgen und 
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perfönlihen Dienſten (F. 28.) frei, in ſofern fie in der Gemeinde weder mit 
Grundeigenthum angeſeſſen ſind, noch Gewerbe treiben; doch bezieht ſich dieſe 
Befreiung nicht auf Zuſchlaͤge zu indirekten Verbrauchsſteuern, wenn nicht durch 
befondere landesherrliche Verfuͤgungen darüber Ausnahmen feſtgeſetzt find. 

$. 33. Wegen der Beiträge der beſoldeten Beamten ſollen die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes vom 11. Juli 1822. und der Order vom 14. Mai 1832. 
angewandt werden. Saͤmmtliche Beamte bleiben durch die Geldbeitraͤge, welche 
ſie nach jenen Vorſchriften oder ſonſt an die Gemeindekaſſe zu entrichten ha— 
ben, von perſoͤnlichen Dienſten frei; ſind ſie aber Grundbeſitzer oder treiben ſie 
ein Gewerbe, ſo haben ſie Stellvertreter zu beſtellen, oder auch nach Ueberein— 
kunft mit der Gemeinde, oder auf Entſcheidung der Regierung eine Geldverguͤ⸗ 
tung dafuͤr zu leiſten. 5 

$. 34. Betrifft das Beduͤrfniß nur das Intereſſe einzelner Klaſſen der 
Gemeindeglieder oder einzelner Abtheilungen des Gemeindebezirks, ſo leiſten auch 
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weſtlichen Provinzen vom 21. Januar 1839. $. 8. Nr. 1. und F. 9. von 
der Beſteuerung ausgenommen ſind; 

2) die zu einem ſolchen Zwecke beſtimmten, nach der Vorſchrift des §. 8. 
Nr. 2. jenes Geſetzes von der Beſteuerung ausgenommenen Gebaͤude, 
in ſofern, als ſie ſeither nach geſetzlicher Beſtimmung oder vermöge eines 
ſpeziellen Rechtstitels auf Befreiung von den Gemeindelaſten Anſpruch 
hatten, oder kuͤnftig neu erbaut, oder gegen Ueberlaſſung von Gebaͤuden 
welche bisher von Gemeindelaſten frei waren, erworben werden. 

Die zu einem oͤffentlichen Dienſte oder Gebrauche beſtimmten Gebäude, 
welche ſeither Gemeindelaſten getragen haben, ſo wie diejenigen Gebaͤude, welche 
kuͤnftig zu einem ſolchen Zwecke ohne gleichzeitige Abtretung eines von Ge⸗ 
meindelaſten befreiten Gebaͤudes erworben werden, bleiben den Gemeindelaſten 
unterworfen, jedoch nur in dem bisherigen Umfange und mit Ausnahme der 
perſoͤnlichen Dienſtleiſtungen. — An die Stelle ſonſtiger Naturallaſten, zu de— 
nen auch die Einquartierung zu rechnen iſt, tritt eine feſte Geldrente, welche in 
Ermangelung eines guͤtlichen Abkommens durch Schiedsrichter feſtzuſetzen iſt. 
Die Feſtſetzung geſchieht nach dem Durchſchnitt der letzten zehn Jahre, jedoch 
mit Rückficht auf die bei außerorden lichen Verhaͤltniſſen etwa eintretende Er— 
hoͤh ung der Laſt. Die Gemeinde ernennt einen, und die Behörde, zu deren 
Verwaltung das Gebaͤude gehoͤrt, den anderen Schiedsrichter; die beiden 
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Schiedsrichter haben, wenn jene Behoͤrde und die Gemeinde ſich daruͤber nicht 
vereinigen koͤnnen, den Obmann zu waͤhlen. b g 

Verlieren die unter 1. und 2. angefuͤhrten Grundſtuͤcke die Eigenſchaft, 
durch welche ihre Befreiung von der Grundſteuer bedingt iſt (F. 11. des Grund⸗ 
ſteuergeſetzes), ſo faͤllt auch die Befreiung von den Gemeindeauflagen fort, ſo⸗ 
fern dieſelbe nicht auf einem ſpeziellen Rechtstitel beruht. 

$. 36. Wo die Staatswaldungen ſeither von dem nach dem Grund⸗ 
ſteuerfuße vertheilten Gemeindelaſten befreit geweſen ſind, verbleibt ihnen auch 
fernerhin dieſe Befreiung. i 

In Betreff der Befreiung der Dienſtgrundſtuͤcke der Geiſtlichen und 
Schullehrer von den Gemeindelaſten behaͤlt es bei den beſtehenden Vorſchriften 
ſein Bewenden. 

$. 37. Dingliche Befreiungen, welche außer den in e. 35. und 36. 
erwaͤhnten, jetzt noch beſtehen, werden nach ihrem bisherigen Umfange ſo lange 
anerkannt, bis ſie von der Gemeine abgeloͤſt ſind, erſtrecken ſich jedoch nur auf 
den gewohnlichen Zuſtand, nicht auf außerordentliche Leiſtungen. 

Der Abloͤſungsbetrag wird durch Schiedsrichter feſtgeſetzt, von welchen 
einen der Beſitzer des bisher befreiten Grundſtuͤckes, den anderen die Gemeinde⸗ 
Verſammlung erwaͤhlt, und wobei die Regierung den Obmann beſtellt. — Durch 
den Ausſpruch der Schiedsrichter wird unabaͤnderlich feſtgeſtellt, welchen Geld— 
werth die Befreiung im gewoͤhnlichen Laufe der Dinge nach einem Durchſchnitt 
von zehn Jahren jahrlich gehabt hat. Sobald die Gemeinde den zwanzig: 
fachen Betrag des ermittelten Jahrs-Quantums an den Betheiligten baar ge⸗ 
zahlt hat, hoͤrt die Befreiung auf. Neue dingliche Befreiungen koͤnnen von 
der Gemeinde nicht ertheilt werden. 

F. 38. Perſoͤnliche Befreiungen koͤnnen gleichfalls von der Gemeinde 
nicht ertheilt werden. In Anſehung der Geiſtlichen und Schullehrer ſind die 
beſtehenden Verordnungen anzuwenden. 

$. 39. Gemeindeglieder, welche die ihnen obliegenden perſoͤnlichen Lei— 
ſtungen nicht ſelbſt verrichten koͤnnen oder wollen, ſind verpflichtet, taugliche 
Stellvertreter zu beſtellen. 


Abſchnitt 2. 
Von dem Gemeinderechte und den Meiſtbeerbten. 


F. 40. Zu den Meiſtbeerbten gehören diejenigen Gemeindeglieder, welche 

im Gemeindebezirk mit einem Haufe angeſeſſen find und von ihrem daſelbſt bes 
findlichen Beſitzthum an Hauptgrundſteuer einen nach den Ortsverhaͤltniſſen 
nicht unter zwei und nicht uͤber fuͤnf Thaler feſtzuſetzenden Betrag entrichten. 
Die 
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Die Feſtſetzung dieſes Betrages erfolgt durch den Ober-Praͤſidenten nach Ver⸗ 
nehmung der Gemeindebehoͤrden. 

$. 41. Die Meiſtbeerbten theilen ſich in zwei Klaſſen. 

Die erſte Klaſſe beſteht aus den Beſitzern derjenigen Bauerguͤter (Höfe, 
Kolonate, Kotten u. ſ. w.), welche 

1) vor dem Jahre 1806. in den Kontributions- oder Schatzungs-Matrikeln 
oder Kataſtern als baͤuerliche Stellen aufgeführt, oder ſonſt in das Ge— 
meinderecht aufgenommen waren, oder — 

2) dem Geſetze uͤber die baͤuerliche Erbfolge vom 13. Juli 1836. unterwor⸗ 
fen ſind. 

Die zweite Klaſſe umfaßt die uͤbrigen Hausbeſitzer. Zu dieſer Klaſſe 
werden auch diejenigen gerechnet, welchen das Gemeinderecht beſonders verliehen 
iſt (F. 43.). 

Dieſe Eintheilung der Meifibeerbten in Klaſſen fällt jedoch fort, wo die 
kontributions- oder ſchatzungspflichtigen bäuerlichen Beſitzungen vor dem Jahre 
1806. keine geſchloſſenen Guͤter bildeten. f 

F. 42. Das Gemeinderecht kann nur von den Meiſtbeerbten männlichen 
Geſchlechts ausgeübt werden, welche das 24ſte Lebensjahr zuruͤckgelegt haben und 
unbeſcholten find CHI. 45 — 47.). Es iſt jedoch hierbei mit Ausnahme der in 
den ö. 45 — 47. bezeichneten Fälle, eine Vertretung der Ehefrauen durch 
ihren Ehegatten, der unter vaͤterlicher Gewalt ſtehenden Perſonen durch ihren 
Vater, der unter Vormundſchaft ſtehenden Perſonen durch ihre Vormuͤnder, 
der Vaͤter und Muͤtter durch ihre Soͤhne, imgleichen der Rittergutsbeſitzer durch 
ihre Rentmeiſter oder durch den Pächter des Ritterguts, ſo wie derjenigen aus⸗ 
waͤrts wohnenden Meiſtbeerbten, welche zur erſten Klaſſe derſelben (F. 41) ge— 
hören, oder wo eine Eintheilung nach Klaſſen nicht ſtattfindet, ein dem Geſetze 
über die baͤuerliche Erbfolge vom 13. Juli 1836 unterworfenes Bauergut ber 
ſitzen, durch den Pächter oder Verwalter der Beſitzung geftattet. 

Der Vertreter muß gleichfalls die vorangefuͤhrten perſoͤnlichen Eigen— 
ſchaften beſitzen. 

$. 43. Alle übrige Gemeindeglieder, ſo wie die auswaͤrts wohnenden 
Grundeigenthuͤmer, welche in dem Gemeinde-Bezirke nicht mit einem Hauſe an— 
geſeſſen ſind (Forenſen), nehmen an dem Gemeinderechte keinen Theil, es kann 
ihnen aber ſolches, wenn fie die dazu nach $. 42. erforderlichen perſoͤnlichen Eigen— 
ſchaften beſitzen, aus beſonderem Vertrauen durch Beſchluß der Gemeinde-Ver—⸗ | 
ſammlung ($. 49.) verliehen werden. Das einem Einwohner ſolchergeſtalt ver— 
liehene Gemeinderecht erloͤſcht durch Aufgebung des Wohnſitzes, ſo wie das 
einem Forenſen verliehene durch Veräußerung von mehr als der Hälfte feines 
Grundbeſitzes in dem Gemeindebezirke. 

Zahrgang 1841. (Fr. 2205.) 45 Der 
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Der Wohnſitz wird in Ermangelung einer ausdruͤcklichen Erklaͤrung als 
aufgegeben angeſehen, wenn nicht binnen Jahresfriſt nach der Entfernung aus 
dem Orte ein Stellvertreter zur Erfuͤllung der Gemeinde-Obliegenheiten beſtellt 
worden iſt. g 

F. 44. Das Gemeinderecht wird verloren, wenn der Grundbeſitz eines 
Meiſtbeerbten eine ſolche Verminderung erleidet, daß davon nicht mehr der im 
F. 40. beſtimmte Grundſteuerbetrag entrichtet wird. Entſteht die Verminde⸗ 
rung der Steuer-Quote unter dieſen Betrag bloß dadurch, daß in Folge einer 
Vermehrung des Geſammt⸗Kataſtral⸗Ertrages der weſtlichen Provinzen der all⸗ 
gemeine Steuer-Prozentſatz ſich ermäßigt, fo verbleibt dem zeitherigen Meiſt⸗ 
beerbten das Gemeinderecht. 

§. 45. Von dem Gemeinderechte find diejenigen auszuſchließen, welche 

1) wegen irgend eines Verbrechens auf zwei Jahre oder laͤnger zum 

Zuchthauſe oder zu einer haͤrtern Strafart, oder 

2) wegen Meineides, Diebſtahls, oder qualifizirten Betrugs zu irgend 

einer Kriminalſtrafe verurtheilt worden ſind. ) 

Die Ausſchließung von dem Gemeinderechte wird auf den Grund des 
rechtskraͤftigen Erkenntniſſes durch die Gemeindeverſammlung ausgeſprochen. 

. 46. Das Gemeinderecht kann durch Beſchluß der Gemeindeverſamm⸗ 
lung auch demjenigen entzogen werden, welcher außer den Faͤllen des H. 45. zu 
irgend einer Kriminalſtrafe verurtheilt oder in irgend einer Kriminal-Unterſuchung 
nur vorlaͤufig freigeſprochen worden iſt, oder ſich durch einzelne Handlungen oder 
durch feine Lebens weiſe die oͤffentliche Verachtung zugezogen hat. 

Der Amtmann hat in dieſen Faͤllen die zum Grunde liegenden That⸗ 
ſachen zu unterſuchen und feſtzuſtellen, den Angeſchuldigten mit ſeiner Verthei⸗ 
digung zu hoͤren und die Verhandlungen der Gemeindeverſammlung zur Be⸗ 
ſchlußnahme vorzulegen, wobei er ſelbſt den Vorſitz zu uͤbernehmen hat. 

Dem Angeſchuldigten ſteht gegen den Beſchluß der Rekurs an die vor⸗ 
geſetzte Regierung zu. . 

$. 47. Das Gemeinderecht ruhet, wenn der dazu Berechtigte in Krimi⸗ 
nal⸗Unterſuchung oder Konkurs verfällt. 

$. 48. In jeder Gemeinde hat der Vorſteher ein vollſtaͤndiges Ver⸗ 
zeichniß der zur Ausübung des Gemeinderechts perſoͤnlich oder durch Stellder— 
treter befaͤhigten Meiſtbeerbten (Gemeinderolle) zu führen. Wer einmal in dieſe 
Rolle aufgenommen iſt, kann aus derſelben ohne geſetzliche Gruͤnde, welche ihm 
bekannt gemacht werden muͤſſen, nicht weggelaſſen werden, und bleibt, wenn er 
der Weglaſſung widerſpricht, außer den Fällen des H. AB; ſo lange in ſeinen 
früheren Verhaͤltniſſen, bis die Regierung wider ihn entſchieden hat. 


Ab⸗ 
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Abfehnitt 3. 
Von der Vertretung der Gemeinden. 


$. 49. Die Gemeinde wird in allen ihren Angelegenheiten durch die 
Verſammlung der Meiſtbeerbten vertreten, in groͤßeren Gemeinden, welche der 
Ober-Praͤſident nach einer ihm darüber von dem Miniſter des Innern zu er 
theilenden Inſtruktion beſtimmt, findet jedoch eine Vertretung durch Gemeinde— 
Verordnete ſtatt. 
$. 50. Die Gemeindeverordneten beftehen: 5 
1) aus den Beſitzern der zur Gemeinde gehörigen landtagsfaͤhigen Rit— 
terguͤter, und 
2) aus gewaͤhlten Gemeindeverordneten, deren Zahl fuͤr jede Gemeinde 
von dem Ober-Praͤſidenten nach Vernehmung der Gemeinde⸗Behoͤrde 
beſtimmt wird und nicht unter ſechs und nicht über achtzehn betra— 
gen ſoll. 
$. 51. Die Rittergutsbeſitzer müffen, um an der Gemeindeverordne⸗ 
ten⸗Verſammlung Theil nehmen zu koͤnnen, diejenigen perſoͤnlichen Eigenſchaften 
beſitzen, welche fuͤr einen gewaͤhlten Gemeindeverordneten erforderlich ſind; ſie 
koͤnnen jedoch ihr Stimmrecht nach Vorſchrift F. 42. durch Stellvertreter ausüben: 
$. 52. Die nach F. 50. Nr. 2. zu waͤhlenden Gemeindeverordneten 
werden auf ſechs Jahre ernannt. Alle drei Jahre ſcheidet. die Hälfte derſelben 
aus, an deren Stelle neue Mitglieder zu waͤhlen ſind. Die Ausgeſchiedenen 
ſind wieder waͤhlbar. Die Ausſcheidung erfolgt bei dem Ablaufe der erſten 
dreijaͤhrigen Wahlperiode nach dem Looſe. ö 
F. 53. Die Gemeindeverordneten werden durch die zur Ausuͤbung des 
Gemeinderechts befaͤhigten Meiſtbeerbten, mit Ausnahme der Rittergutsbeſitzer, 
aus ihrer Mitte gewaͤhlt; die Gewaͤhlten muͤſſen ſich zur chriſtlichen Religion 
bekennen. 1 
$. 54. Die Wahlen erfolgen, wo die Meiſtbeerbten nach den Beſtim— 
mungen des F. 41. in zwei Klaſſen ſich theilen, nach dieſen Klaſſen. Auch kann, 
wenn die Gemeinde aus Bauerſchaften mit zerſtreut liegenden Beſitzungen und 
aus einem geſchloſſenen Dorfe beſteht, zum Behuf der Wahlen aus den im 
Dorfe wohnenden Meiſtbeerbten eine dritte Klaſſe gebildet werden. 
$. 55. Die Zahl der von jeder Klaſſe zu waͤhlenden Gemeindeverord— 
neten richtet ſich nach dem Verhaͤltniſſe der Geſammtſumme der Grundſteuer, 
welche von den in der Klaſſe begriffenen Meiſtbeerbten entrichtet wird. Die 
Feſtſetzung hieruͤber erfolgt durch den Ober-Praͤſidenten. 
F. 56. In dem Wahltermine, welcher vier Wochen vorher nach der in 
der Gemeinde gewöhnlichen Publikations-Art bekannt zu machen iſt, muͤſſen 
(Nr. 2205.) 45 die 
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die Meiſtbeerbten perſoͤnlich oder in den nach 9. 42. zulaͤſſigen Faͤllen durch Stell— 
vertreter erſcheinen. 

Die Ausgebliebenen find an die Beſchluͤſſe der Anweſenden gebunden, 
und zur Einſendung ſchriftlicher Abſtimmungen nicht befugt. 

$. 57. Die Wahl ſteht unter der Leitung des Amtmanns; dieſer kann 
aber hierbei ſich durch den Gemeindevorſteher vertreten laſſen. 

$. 58. Als erwaͤhlt iſt derjenige zu betrachten, welcher die abſolute Stim— 
menmehrheit fuͤr ſich hat. Ergiebt ſich nicht eine abſolute Mehrheit, fo find die— 
jenigen drei Kandidaten, welche die meiſten Stimmen für ſich haben, auf eine 
engere Wahl zu bringen. Wird auch hierbei nach zweimaligem Verſuche keine 
abſolute Mehrheit erreicht, ſo entſcheidet das Loos. 

$. 59. Reklamationen gegen das Verzeichniß der Wahlberechtigten, wel- 
ches bei Ankuͤndigung des Wahltermins Öffentlich auszulegen iſt, machen die 
Wahlhandlung nur dann ungültig, wenn nachher eine ſolche Abaͤnderung deſſel— 
ben verfuͤgt wird, durch welche der Gewaͤhlte die abſolute Stimmen-Mehr⸗ 
heit verliert. 

$. 60. Die Wahlverhandlungen find nach vorgängiger Prüfung in der 
Gemeindeverordneten-Verſammlung dem Landrathe einzureichen, welcher, wenn 
gegen die Legalitaͤt des Verfahrens und die Qualifikation der Gewaͤhlten nichts 
zu erinnern iſt, oder die Erinnerungen erledigt ſind, die Wahl zu beſtaͤtigen 
und die Einfuͤhrung-der Gewaͤhlten anzuordnen hat. 

$. 61. Die nach den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen erforderlichen naͤheren Be⸗ 
ſtimmungen uͤber die Wahlform bleiben beſonderen Reglements vorbehalten, 
woruͤber der Miniſter des Innern den Ober » Präfidenten mit Inſtruktion 
verſehen wird. 


Abſchnitt A. 

Von den Rechten und Verhaͤltniſſen der Gemeindeverſammlung. 

$. 62. Die Gemeindeverſammlung (L. 49.) hat die Vollmacht und 

Verpflichtung, die Gemeinde nach Ueberzeugung und Gewiſſen zu vertreten und 
verbindende Beſchluͤſſe für dieſelbe zu faffen. 

$. 63. Die Verſammlung kann nur dann zuſammentreten, wenn ſie 
dazu von dem Vorſteher oder dem Amtmann zuſammenberufen worden iſt. 

9. 64. Der Vorſteher führt in der Verſammlung den Vorſitz mit vol— 
lem Stimmrechte und mit entſcheidender Stimme bei Stimmengleichheit. Es 
ſteht jedoch auch dem Amtmann die Befugniß zu, den Vorſitz darin zu uͤber⸗ 
nehmen; er iſt hierzu verpflichtet, wenn uͤber den Haushalts⸗Etat und über die 
Abnahme der Gemeinderechnung, imgleichen uͤber Angelegenheiten, bei denen 
mehrere Gemeinden des Amtsbezirks gemeinſchaftlich betheilt find, berathen wer— 

den 


den ſoll. Es gebührt ihm hierbei bei Stimmengleichheit die entſcheidende Stimme, 
außerdem aber kein Stimmrecht. 1 

$. 65. Wohnt ein Rittergutsbeſitzer der Verſammlung perſoͤnlich bei, 
ſo gebuͤhrt ihm, wenn nicht der Amtmann gegenwaͤrtig iſt, der Vorſitz, und 
zwar bei Stimmengleichheit mit entſcheidender Stimme; ſind mehrere Ritter— 
gutsbeſitzer anweſend, ſo hat, in Ermangelung einer Einigung unter ihnen, der 
aͤlteſte den Vorſitz zu fuͤhren. 

$. 66. Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt, zur Guͤl— 
tigkeit eines Beſchluſſes iſt die Gegenwart von wenigſtens zwei Drittheilen der 
Mitglieder erforderlich. Fehlt es bei einer Verſammlung der Gemeindeverord— 
neten an dieſer Zahl, ſo ſind an der Stelle der verhinderten oder abgegange— 
nen Mitglieder ſo viele der am hoͤchſten beſteuerten Meiſtbeerbten einzuberufen, 
als zur Beſchlußfaͤhigkeit der Verſammlung noͤthig iſt. 

$. 67. Wer bei einer Angelegenheit ein von dem Intereſſe der Ge— 
meinde verſchiedenes Intereſſe hat, darf an der Berathung keinen Theil nehmen. 
Tritt dieſer Fall bei dem Vorſteher ein, ſo hat der Amtmann den Vorſitz zu 
uͤbernehmen. Kann wegen perſoͤnlicher Betheilung der Mitglieder und der an 
deren Stelle einzuberufenden Meiſtbeerbten eine beſchlußfaͤhige Verſammlung 
nicht gehalten werden, ſo hat die Regierung vermoͤge des ihr zuſtehenden Ober— 
Aufſichtsrechts fuͤr die Gewahrung der Rechte der Gemeinde Sorge zu tragen, 
ihr einen Rechtsanwald zu beſtellen und die ſonſt erforderlichen Einleitungen zur 
Wahrnehmung des Intereſſes der Gemeinde zu treffen. Dieſe Beſtimmung 
findet inſonderheit alsdann Anwendung, wenn Streit daruͤber entſteht, ob ein 
Gegenſtand Eigenthum der Gemeinde oder der einzelnen Gemeindeglieder ift. 

F. 68. Die Beſchluͤſſe find mit Anführung der dabei gegenwaͤrtig gewe⸗ 
ſenen Mitglieder durch den Vorſitzenden in einem beſonderen Buche zu verzeichnen. 

Die Ausfertigungen der Beſchluͤſſe, welche ohne Unterſchied koſtenfrei ſind, 
muͤſſen von dem Vorſitzenden und zwei Mitgliedern unterſchrieben werden, welche 
dazu jahrlich von der Gemeindeverſammlung zu wählen find. 

$. 69. Alle Beſchluͤſſe der Gemeindeverſammlung muͤſſen dem Amt— 
mann, in ſofern er nicht ſelbſt den Vorſitz gefuͤhrt hat, vor der Ausfuͤhrung vor⸗ 
gelegt werden. 

$. 70. Den Meiſtbeerbten und Gemeindeverordneten iſt es nicht erlaubt, 
irgend eine Vergeltung fuͤr die Ausuͤbung ihres Berufs anzunehmen, nur baare 
Auslagen werden ihnen erſtattet. 

F. 71. Die Gemeindeverſammlung, ſo wie die einzelnen Mitglieder 
derfelben, find der Gemeinde für den ihr zugefuͤgten Nachtheil verantwortlich, 
wenn ſie ſich der Abſtimmung entziehen, wenn ſie durch Ordnungswidrigkeit die 
Beſchlußnahme verhindern oder die Beſchluͤſſe vereiteln, oder ſich ungebuͤhrlicher 
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Weiſe in die Ausführung miſchen; dagegen find fie für den Inhalt ihrer Bes 
ſchluͤſſe nur dann verantwortlich, wenn fie wider beſſeres Wiſſen, alſo in unred⸗ 
licher Abſicht gehandelt haben. 

Ergiebt ſich eine ſolche Vertretungsverbindlichkeit der Verſammlung, fo 
hat die Regierung einen Anwalt zu beſtellen, welcher im Namen der Gemeinde 
den Prozeß zu führen hat. Auch einzelne Mitglieder koͤnnen wegen ſolcher Ber: 
bindlichkeiten auf Beſchluß der Gemeindeverſammlung in rechtlichen Anſpruch 
genommen werden. 

$. 72. Sollte eine Gemeindeverordneten-Verſammlung fortwährend ihre 
Pflichten vernachlaͤſſigen und in Unordnung und Partheiung verfallen, ſo werden 
Wir fie nach genauer Unterſuchung aufloͤſen, die Bildung einer neuen Verſamm—⸗ 
lung nach Befinden wieder anordnen und die Schuldigen auf gewiſſe Zeit oder 
auf immer fuͤr unfaͤhig zu einer neuen Wahl erklaͤren. 

Außerdem bleibt in dazu geeigneten Faͤllen die gerichtliche Ruͤge vorbehalten. 


Abſchnitt 5. 
Von dem Vorſteher und den Unterbeamten der Gemeinden. 


$. 73. Der Gemeindevorſteher, deſſen Amt auf die jeden Orts her— 
koͤmmliche Weiſe zu bezeichnen iſt, wird fuͤr jetzt und bis Wir Uns bewogen 
finden werden, die Wahl deſſelben den Gemeinden zu uͤberlaſſen, vom Landrath 
aus den Meiſtbeerbten, und wo die Gemeinde durch Verordnete vertreten wird, 
aus letzteren nach Vernehmung der gutachtlichen Vorſchlaͤge des Amtmanns er⸗ 
nannt. Derſelbe muß ſich zur chriſtlichen Religion bekennen, in dem Gemeinde⸗ 
Bezirke wohnen und die zu ſeinen Geſchaͤften noͤthigen Kenntniſſe beſitzen. Das 
Amt des Vorſtehers dauert ſechs Jahre, kann aber nach drei Jahren niederge⸗ 
legt werden. 

Fuͤr Verhinderungsfaͤlle wird in gleicher Art ein Stellvertreter (Bei⸗ 
geordneter) ernannt, welcher dieſelben Eigenſchaften beſitzen muß. | 

$. 74. In denjenigen Gemeinden, welche fuͤr fi) allein ein Amt bilden, 
iſt der Amtmann zugleich der Gemeindevorſteher. 
$. 75. Auch kann, wenn mehrere Gemeinden ein Amt bilden, der Amt⸗ 
mann zugleich zum Vorſteher derjenigen Gemeinde beſtellt werden, in welcher 
derſelbe feinen Wohnſitz hat. 

Der Ober-Praͤſident hat hierüber nach Vernehmung der Gemeindever⸗ 
ſammlung zu entſcheiden. — Jene Gemeinde hat alsdann zu der Beſoldung 
des Amtmanns und deſſen Entſchaͤdig ung für Dienſtunkoſten, einen verhaͤltniß⸗ 
maͤßig hoͤheren Beitrag, wie die uͤbrigen zum Amte gehoͤrigen Gemeinden und 
Rittergutsbeſitzer zu leiſten. (F. 109.) 

$. 76. Das Amt des Vorſtehers wird unentgeltlich verwaltet und nur 

fuͤr 
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für Dienſtunkoſten eine Entſchaͤdigung gewährt, welche von der Regierung nach 
Vernehmung der Gemeindeverſammlung beſtimmt wird, jedoch Einen Silber— 
groſchen für jeden Kopf der Bevoͤlkerung nicht uͤberſteigen ſoll. Fuͤr Dienſt⸗ 
reiſen außerhalb des Kreiſes kann jedoch beſondere Verguͤtung verlangt werden. 

Gebuͤhren fuͤr einzelne Amtshandlungen duͤrfen nur in ſoweit erhoben 
werden, als ſie in den Geſetzen ausdruͤcklich geſtattet ſind; dagegen muͤſſen die 
durch ſolche Handlungen verurfachten baaren Auslagen jederzeit von den Der 
theiligten erſtattet werden. 

$. 77. Der Vorſteher beſorgt unter vorgeſchriebener Mitwirkung der 
Gemeindeverſammlung und unter der Aufſicht des Amtmanns die Verwaltung 
der Angelegenheiten der Gemeinde und iſt in der Regel die ausfuͤhrende Bes 
hoͤrde. Das Etats⸗, Kaſſen- und Rechnungsweſen bleibt jedoch der unmittelba⸗ 
ren Leitung des Amtmanns vorbehalten. 

$. 78. In allen Angelegenheiten des Amts, ſoweit fie die Gemeinde be— 
treffen, iſt der Vorſteher eine Unterbehoͤrde des Amtmanns. In Nuͤckſicht auf 
dieſe Gegenſtaͤnde und auf die Ortspolizei hat er die Aufſicht zu fuͤhren, An— 
zeige zu machen, und die ihm von dem Amtmann gegebenen allgemeinen und 
beſonderen Auftraͤge und Anweiſungen auszufuͤhren. 

$. 79. In dieſen amtlichen Beziehungen (F. 77. und 78.) find dem 
Vorſteher untergeben und zum Gehorſam verpflichtet: ſowohl alle einzelne Mit⸗ 
glieder der Gemeinde, als auch die in dem Bezirk derſelben beſtehenden Korpo⸗ 
rationen und Stiftungen in ihren Verhaͤltniſſen zu der Gemeinde. 

$. 80. Der Vorſteher kann gegen diejenigen, welche ſeinen Anordnun— 
gen die gebuͤhrende Folgeleiſtung verweigern, Geldſtrafen bis zu Einem Thaler 
verfuͤgen. — Auch ſteht ihm, wenn der Amtmann nicht in derſelben Gemeinde 
wohnt, die Unterſuchung und Beſtrafung der Ortspolizei-Kontraventionen zu, 
welche mit einer Geldbuße von hoͤchſtens Einem Thaler bedroht ſind. 

F. 81. Die zur Gemeinde gehörigen Rittergutsbeſitzer find jedoch in 
Bezug auf die Polizeigufſicht dem Amtmann unmittelbar untergeordnet. Auch 
in eigentlichen Kommunalſachen iſt der Vorſteher zur Erlaſſung von Zwangs⸗ 
Verfuͤgungen gegen dieſelben nicht befugt, ſondern muß ſolche bei dem Amtmann 
in Antrag bringen. 

$. 82. Wo der Umfang der Gemeinde es noͤthig macht, koͤnnen für 
einzelne Theile derſelben, nach Beſtimmung der Regierung, Dorfs- oder Bauer— 
ſchaftsvorſteher beſtellt werden, welche in dem ihnen angewieſenen Bezirke 
wohnhaft ſeyn muͤſſen. Wegen der Ernennung, Qualifikation und Amtsdauer 
gelten die wegen des Gemeindevorſtehers ertheilten Vorſchriften. Die Dorfs— 
und Bauerſchaftsvorſteher bilden eine Huͤlfsbehoͤrde des Gemeindevorſtehers fuͤr 
die bloß oͤrtlichen Geſchaͤfte und inſonderheit für die Polizeigufſicht ihres Bezirks. 
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$. 83. In ſoweit zum Dienfte der Gemeinde Unterbeamte und Diener 
erforderlich ſind, werden dieſe, wenn ſie zu bloß mechaniſchen Dienſtleiſtungen 
beſtimmt ſind, von dem Amtmanne, ſonſt aber von dem Landrathe ernannt. 
Ueber die Wuͤrdigkeit der anzuſtellenden Perſonen iſt die Gemeindeverſammlung 
zuvor mit ihrer Erklaͤrung zu hoͤren. 

$. 84. Der Elementarerheber der direkten Steuern verſieht zugleich die 
Stelle des Gemeinde-Einnehmers und bezieht dafuͤr eine nach Vernehmung der 
Gemeindeverſammlung von der Regierung zu beſtimmende Remuneration. Er 
hat fuͤr die Verwaltung ſaͤmmtlicher Gemeindekaſſen eine beſondere Kaution zu 
dem von der Regierung feſtzuſetzenden Betrage, im Uebrigen aber nach den fuͤr 
Unſere Kaſſenbeamten beſtehenden Vorſchriften zu beſtellen. Ausnahmsweiſe kann 
von der Regierung mit Genehmigung des Ober-Praͤſidenten die Anſtellung 
eines eigenen Gemeindeeinnehmers angeordnet werden. 

Die Ernennung des Letztern erfolgt durch den Landrath; über die Wuͤr— 
digkeit des Anzuſtellenden iſt zuvor die Gemeindeverſammlung zu hoͤren. 

§. 85. Wo es noͤthig befunden wird, kann die Regierung die Aufftel- 
lung eines von ihr zu genehmigenden Normal-Beſoldungsetats anordnen. 

§. 86. Die hinſichtlich der Suspenſion, Entſetzung und unfreiwilligen 
Entlaſſung der Staatsdiener beſtehenden Grundſaͤtze kommen auch bei den Ge— 
meindebeamten mit der Maaßgabe zur Anwendung, daß über deren unfreiwillige 
Entlaſſung die Regierung in voller Verſammlung entſcheidet. Durch daſſelbe 
Verfahren ſoll bei allen das Gemeinderecht vorausſetzenden Stellen die Entlaf- 
ſung veranlaßt werden, wenn das Gemeinderecht verloren wird; im Falle des 
ruhenden Gemeinderechts iſt nach den Umſtaͤnden uͤber die Suspenſion zu 
verfuͤgen. 

$. 87. Der Vorſteher iſt berechtigt und verpflichtet, die Aufſicht über 
die Unterbeamten und Diener der Gemeinde und uͤber ihre Dienſtleiſtungen zu 
fuͤhren. — Bei vorkommenden Dienſtvernachlaͤſſigungen und Dienſtvergehen hat 
er dem Amtmann Anzeige zu machen, welcher zur Erhaltung der noͤthigen Diszi— 
plin das Recht hat, den Unterbeamten Ordnungsſtrafen bis zu Drei Thalern 
und den bloß zu mechaniſchen Dienſtleiſtungen angeſtellten Dienern Gefaͤngniß⸗ 
ſtrafen bis zu zwei Tagen aufzulegen. 

Abſehnitt 6. 
Von dem Geſchaͤftsverhaͤltniſſe des Gemeindevorſtehers und der 
Gemeindeverſammlung. 

$. Ss. Wenn in Gemeindeangelegenheiten nicht bloß die Geſetze oder 
ſchon gefaßte Beſchluͤſſe auszuführen, ſondern neue Beſchluͤſſe zu faſſen ſind, ſo 
gehen zwar dieſe auch in der Regel zunaͤchſt von dem Vorſteher oder dem Amt— 
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mann ($$. 63. und 64.) aus; jedoch ſoll dabei die Entſcheidung nach Verſchie⸗ 
denheit der Faͤlle abhaͤngig ſeyn: € 

entweder von dem Vorſteher und Amtmann, 

oder von der Gemeindeverſammlung, 

oder von dieſer und der hinzutretenden Genehmigung der vorgeſetzten 

Staatsbehoͤrden. 

$. 89. Angelegenheiten, in welchen es auf Erfüllung von Pflichten ge⸗ 
gen den Staat, gegen Inſtitute und gegen Privatperſonen ankommt, ge- 
hoͤren zur Entſcheidung des Vorſtehers und Amtmanns; es muß aber, wenn 
hierbei oͤrtliche Verhaͤltniſſe Einfluß haben, z. B. bei der Anlage und Unterhal— 
tung der Polizei- und Armen-Anftalten, bei den Angelegenheiten der Kirchen, 
Schulen, frommen Stiftungen u. f. w. die Gemeindeverſammlung mit ihrem 
Gutachten vernommen werden. Dieſes ſoll in ſoweit beachtet werden, als es 
den Zwecken entſprechend und mit den allgemeinen Staatsgrundſaͤtzen vereinbar 
iſt. — Was nach den Feſtſetzungen der Staatsbehoͤrde in Beziehung auf An⸗ 
gelegenheiten dieſer Art erfordert wird, iſt die Gemeinde zu leiſten verpflichtet. 

$. 90. Wenn der Amtmann oder der Vorſteher mit deſſen Zuſtimmung 
irgend einen anderen Gegenſtand, worin ihm die Entſcheidung zuſteht, freiwillig 
der Gemeindeverſammlung vorlegt, ſo iſt er an deren Beſchluß gebunden. 

$. 91. Die Gemeindeverſammlung entſcheidet in allen Angelegenheiten, 
welche ſich lediglich auf den inneren Haushalt der Gemeinde beziehen. Dahin 
gehören: 

1) Feſtſetzung des Haushalts-Etats, 

2) Verpachtung und Verwaltung von Grundſtuͤcken, 

3) Melioration von Grundſtuͤcken, 

4) Verpfaͤndung von Grundflücken, 

5) Anſtellung von Prozeſſen und Abſchließung von Vergleichen uͤber Ge⸗ 
rechtſame der Gemeinde oder uͤber die Subſtanz des Gemeindever—⸗ 
moͤgens, 

6) Vertraͤge, die außer den Graͤnzen des Haushalts⸗Etats liegen, 

7) aͤhnliche außerordentliche Geldbewilligungen als: Neubaue, Hauptrepa- 
raturen u. ſ. w., die den Haushalts⸗Etat überfteigen. 

F. 92. Die in Angelegenheiten dieſer Art (J. 91.) von der Gemeinde: 
Verſammlung gefaßten Beſchluͤſſe find, fo weit fie nicht nach den folgenden Vor⸗ 
ſchriften hoͤherer Genehmigung bedürfen, für den Vorſteher und Amtmann ver— 
bindend. Wenn jedoch der Amtmann die Ueberzeugung hat, daß ein VBeſchluß 
den Geſetzen widerſpricht, oder dem Gemeindewohl nachtheilig werden wurde, ſo 
ſoll er die Ausführung verſagen, und darüber an die Regierung zur Entſchei⸗ 
dung berichten; er muß aber, wenn er bei Abfaſſung des Beſchluſſes nicht an— 
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weſend war, eine nochmalige Berathung der Sache unter ſeinem Vorſitze ver⸗ 
anlaſſen und eine Vereinigung hieruͤber verſuchen. 

$. 93. Die freiwillige Veraͤußerung von Grundſtuͤcken kann nur mit 
Genehmigung der Regierung, und der Regel nach, nur im Wege der oͤffent⸗ 
lichen Lizitation ſtattfinden. 

Zur Guͤltigkeit der Lizitation aber gehört: ’ 

1) die Vorlegung eines beglaubigten Auszuges aus dem Grundſteuer⸗Ka⸗ 

taſter anſtatt der Taxe, 
2) eine oͤffentlich auszuhaͤngende Ankuͤndigung, 
3) einmalige Bekanntmachung durch das Amtsblatt der Regierung oder 
durch die etwa im Kreiſe erſcheinenden oͤffentlichen Blaͤtter, 

4) eine Friſt von ſechs Wochen von der Bekanntmachung bis zum Lizi⸗ 
tations⸗Termine, 0 

5) Abhaltung des Lizitations-Termins durch eine Juſtizperſon, den Amt⸗ 
mann oder den Vorſteher. 8 

Wenn der Kataſtral-Ertrag des Grundſtuͤcks nicht zwei Thaler uͤber⸗ 
ſteigt, ſo bedarf es der unter 3. vorgeſchriebenen Bekanntmachung nicht. 

Vor Erlaſſung der Bekanntmachung iſt an die Regierung zu berichten, 
welche ſich uͤberzeugen muß, ob hinreichende Gruͤnde zu der vorgeſchlagenen 
Maaßregel vorhanden ſind, und das Weitere zu verfuͤgen hat. Iſt bei der Li⸗ 
zitation der fuͤnf und zwanzigfache Betrag des Kataſtral⸗Ertrages, nach Abzug 
der auf dem Grundſtuͤck ruhenden Abgaben und Laſten, nicht erreicht worden, ſo 
iſt unter Einreichung der Verhandlungen an die Regierung zu berichten, welche 
uͤber den Zuſchlag entſcheidet. 

Bei Veraͤußerung von Gebaͤuden, welche nur nach der Grundfaͤche be⸗ 
ſteuert find (F. 21. des Grundſteuer-Geſetzes vom 21. Januar 1839.) iſt, ſofern 
ſie fuͤr ſich allein und nicht als Zubehoͤr eines Gutes mit dieſem zugleich ver⸗ 
äußert werden, eine Taxe aufzunehmen und den Verhandlungen zum Grunde 
zu legen. 

In beſonderen Faͤllen kann die Regierung auch den Verkauf aus freier 
Hand geſtatten, ſobald ſie ſich uͤberzeugt, daß der Vortheil der Gemeinde da⸗ 
durch gefördert, oder ſolche doch nicht benachtheiligt wird. Der Beſitztitel kann 
fuͤr den Erwerber eines Gemeindegrundſtuͤcks nur dann berichtigt werden, wenn 
die Beobachtung dieſer Vorſchriften nachgewieſen iſt. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch auf die Veraͤußerung von 
Nee e Anwendung, wobei die Aufnahme einer Taxe jederzeit noth— 
wendig iſt. 

F. 94. Zur Aufnahme von Anleihen und zum Ankauf von Grundſtuͤcken 
iſt die Genehmigung der Regierung erforderlich. Die Genehmigung zu Anlei⸗ 
hen 
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hen ſoll nur dann ertheilt werden, wenn für einen ſichern Zinſen- und Tilgungs— 
fonds geſorgt iſt. 

Desgleichen ſind Prolongationen von Anleihen und Abweichungen von 
dem genehmigten Tilgungsplan an die Einwilligung der Regierung gebunden. 

$. 95. Auch die Einführung neuer oder erhöhter Gemeinde-Auflagen er— 
fordert die Genehmigung der vorgeſetzten Staatsbehoͤrde nach naͤherer Be— 
ſtimmung der daruͤber von den Miniſterien des Innern und der Finanzen be— 
reits ertheilten oder kuͤnftig etwa noch zu erlaſſenden Inſtruktionen. 

$. 96. Bei Verwaltung der Waldungen bleiben die Gemeinden den nach 
der Verordnung vom 24. Dezember 1816. ſtattfindenden Beſchraͤnkungen fer 
nerhin unterworfen. 

$. 97. In jeder Gemeinde muß ein Haushalts-Etat fuͤr eine nach dem 
Ermeſſen der Regierung auf Ein bis Drei Jahre zu beſtimmende Periode auf⸗ 
geſtellt werden. Der Entwurf deſſelben iſt von dem Amtmann anzufertigen und 
unter deſſen Vorſitz von der Gemeindeverſammlung zu pruͤfen und feſtzuſetzen. 
— Ein Duplikat des feſtgeſetzten Etats iſt dem Landrathe einzureichen. Nimmt 
dieſer darin Ordnungswidrigkeiten oder eine Gefährdung des Gemeinde-Inter⸗ 
eſſes wahr, ſo hat er die Ausfuͤhrung desjenigen Theils des Etats, wobei ſolche 
vorkommen, zu unterſagen. Widerſpricht die Gemeindeverſammlung, ſo iſt die 
Sache zur Entſcheidung der Regierung zu bringen. 

F. 98. Der Amtmann hat dafür zu ſorgen, daß der Haushalt nach dem 
Etat gefuͤhrt werde. Außerordentliche Ausgaben, welche außer dem Etat geleiſtet 
werden ſollen, bedürfen außer der Bewilligung der Gemeindeverſammlung (. 91. 
Nr. 7.) der Genehmigung des Landraths. 

$. 99. Alle Gemeindeeinkuͤnfte muͤſſen in die Gemeindekaſſe fließen, fie 
dürfen zu keinem andern Zwecke als zur Deckung des Gemeindebeduͤrfniſſes 
verwendet werden. 
5 $. 100. Die Gemeindeverſammlung kontrolirt die Verwaltung. Sie 
iſt daher berechtigt und verpflichtet, ſich von der Ausführung ihrer Beſchluͤſſe 
und der Verwendung aller Gemeindeeinnahmen Ueberzeugung zu verſchaffen, 
die Akten einzuſehen, die Richtigkeit der Ausfuͤhrung der Gemeindearbeiten zu 
unterſuchen u. ſ. w. 5 

Die Gemeindeverſammlung kann, wenn ſie nicht aus Gemeindeverord— 
neten beſteht, Behufs dieſer Kontrole einen Ausſchuß aus ihrer Mitte ernennen. 

$. 101. Die Rechnung über die Gemeindekaſſe, welche der Einnehmer 
vor dem 1. April des folgenden Jahres zu legen hat, iſt zunaͤchſt von dem 
Amtmann zu revidiren, welcher dieſelbe mit ſeinen Bemerkungen der Gemeinde— 
Verſammlung zur Pruͤfung und Abnahme vorlegt. 

$. 102. Die Rechnung iſt hiernaͤchſt mit den Reviſions- und Abnahme⸗ 
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Verhandlungen an den Landrath zur ſchließlichen Prüfung und Feſtſtellung ein⸗ 
zuſenden. g 
Dieſer hat laͤngſtens in ſechs Monaten die weitere Reviſion der Rech— 
nung zu bewirken und die Decharge zu ertheilen oder ſeine Erinnerungen dem 
Amtmann mitzutheilen. 

$. 103. Ueber die Art, wie die Haushalts-Etats und Rechnungen, fo 
wie das Kaſſenweſen einzurichten ſind, ſollen die Regierungen die erforderliche 
Inſtruktion ertheilen. 

H. 104. Wenn die Gemeindeverſammlung glaubt, daß dem Vorſteher 
oder Amtmann Vernachlaͤſſigungen oder Pflichtverletzungen zur Laſt fallen, ſo 
iſt dem Landrathe Anzeige davon zu machen, welcher die Sache zunaͤchſt im 
adminiſtrativen Wege unterſucht und daruͤber an die Regierung zur Verfuͤgung 
berichtet. 

Wenn aber der eine oder andere Theil ſich bei der Verfuͤgung der Re— 
gierung nicht beruhigen will, fo iſt ihm freigeſtellt, binnen vier Wochen, von 
dem Eingange der Verfügung angerechnet, entweder auf die Entſcheidung der 
hoͤheren Staatsbehoͤrde, oder in dazu geeigneten Faͤllen, auf den Rechtsweg zu 
provoziren. Bis zur Entſcheidung bleibt die Vollziehung der vorläufigen Ver— 
fügung dem Ermeſſen der Regierung uͤberlaſſen. Sobald auf höhere admini- 
ſtrative Entſcheidung angetragen worden iſt, und beide Theile mit dieſem An— 
trage einverſtanden ſind, iſt der Rechtsweg ausgeſchloſſen, wenn nicht die hoͤhere 
Behoͤrde die Sache ſelbſt dahin verweiſet. ö 

Sollte ein Prozeß gegen den Vorſteher oder Amtmann noͤthig werden, 
jo hat die Regierung ſolchen auf den Antrag der Gemeindeverſammlung einzu⸗ 
leiten und der Gemeinde einen Anwalt zu beſtellen, welcher Namens derſelben 
den Prozeß zu fuͤhren hat. 

$. 105. Urkunden, welche die Gemeinde verbinden ſollen, muͤſſen in der 
Ausfertigung von dem Vorſteher und dem Amtmann vollzogen werden; es muß 
aber, wenn ſie Angelegenheiten des Gemeindehaushalts betreffen, der Genehmi⸗ 
gungsbeſchluß der Gemeindeverſammlung, und in dem Falle des F. 98. die Ges 
nehmigung des Landraths in beglaubter Form beigefügt ſeyn. Den Urkunden 
über Veraͤußerungen von Grundſtuͤcken und Realberechtigungen iſt dasjenige, 
was zum Beweis der im F. 93. aufgeſtellten Erforderniſſe dient, nicht minder 
den Urkunden über Anleihen und den Ankauf von Grundftücken die Genehmi⸗ 
gung der Regierung ($. 94.) ebenfalls beglaubigt, beizufügen. Bezieht ſich die 
Urkunde auf eine, von der Gemeinde zu erfüllende Pflicht ($. 89.), fo iſt, wenn 
die Gemeindeverſammlung die Genehmigung verweigert, die Entſcheidung der 
Regierung in beglaubter Form beizufügen, 
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Von den Amtern. 


$. 106. Der Amtmann wird ohne Unterſchied, ob das Amt aus meh— 
reren Gemeinden, oder nur aus Einer beſteht, nach Vernehmung der gutacht— 
lichen Vorſchlaͤge des Landraths von der Regierung ernannt. Es ſoll hierbei 
auf angefehene Grundbeſitzer in den Amtsbezirken beſonders Ruͤckſicht genom— 
men werden. Für Verhinderungsfaͤlle iſt in gleicher Art ein Stellvertreter zu 
ernennen. 

Das Amt des Stellvertreters dauert, wenn dazu ein Gemeindevorſteher 
ernannt wird, nur ſo lange als ſeine Anſtellung als Vorſteher. 

$. 107. In ſo weit zum Dienſte des Amtes Unterbeamte oder Diener 
erforderlich ſind, werden dieſe auf den Vorſchlag des Amtmanns von dem 
Landrath ernannt. Beſteht das Amt nur aus Einer Gemeinde, fo verbleibt 
es bei den Beſtimmungen des $. Sz. 

Wegen Suspenſion, Entſetzung und unfreiwilliger Entlaſſung der Un— 
terbeamten und Diener des Amtes finden die Vorſchriften des . 86. Anwen- 
dung. Auch ſtehen dem Amtmann gegen dieſe Beamten die im $. S7. beſtimm⸗ 
ten Disziplinarbefugniſſe zu. 

$. 108. Wo die Einrichtung einer beſonderen Amtskaſſe noͤthig gefun— 
den wird, ſoll deren Verwaltung gleichfalls durch den Elementarerheber der di— 
rekten Steuern beſorgt werden, welcher dafuͤr eine nach Vernehmung der Amts— 
Verſammlung ($. 111.) von der Regierung zu beſtimmende Remuneration zu 
beziehen, und eine mit der Kaution für die Gemeindekaſſen (F. 84.) zu verbin- 
dende Kaution zu beſtellen hat. Iſt ein eigener Gemeinde-Einnehmer angeſtellt, 
fo kann demſelben von der Regierung auch die Verwaltung der Amtskaſſe über: 
tragen werden. 

$. 109. Fuͤr jedes Amt iſt von der Regierung nach Vernehmung der 
Amtsverſammlung ein Normalbeſoldungs-Etat aufzuſtellen. Die Beſoldungen ſo 
wie die Entſchaͤdigungen fuͤr Dienſtunkoſten muͤſſen von dem Amte aufgebracht 
werden; der Betrag iſt auf die einzelnen Gemeinden und außer dem Gemeinde— 
Verbande befindlichen Rittergutsbeſitzer, nach Verhaͤltniß der Grund- und Klaſ— 
fenfteuer zu vertheilen. Die Beſoldung des Amtmanns und deſſen Entſchaͤdi— 
gung fuͤr Dienſtunkoſten, ſollen zuſammen Drei Silbergroſchen, und wo der 
Amtmann zugleich Gemeindevorſteher iſt, Vier Silbergroſchen auf den Kopf 
der Bevoͤlkerung nicht uͤberſteigen. 

In Anſehung der Verguͤtung fuͤr Dienſtreiſen ſo wie der Gebuͤhren und 
baaren Auslagen für Amtsverhandlungen des Amtmanns finden die Vorſchrif— 
ten des F. 76. Anwendung. 
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$. 110. Der Amtmann fuͤhrt, außer der Beaufſichtigung und Leitung 
der Gemeindeangelegenheiten, die Verwaltung der Amts-Kommunalangelegenheiten 
(F. 13.) und iſt hierbei die allein ausfuͤhrende Behörde. Er hat in dem Amts— 
Bezirk die Polizeiverwaltung, ſo wie alle in Landesangelegenheiten vorkommen— 
den oͤrtlichen Geſchaͤfte, ſoweit hierzu nicht beſondere Behoͤrden beſtellt ſind, zu 
beſorgen. Unter der vorſtehenden Beſchraͤnkung iſt er eben ſo berechtigt, als 
verpflichtet, darauf zu ſehen, daß überall die beſtehenden Landesgeſetze und Vor: 
ſchriften gehoͤrig beobachtet werden. In dieſer Hinſicht ſind ihm ſowohl alle 
einzelne Mitglieder des Amts, als auch alle zu oͤffentlichen Zwecken in dem 
Amtsbezirke beſtehenden Gemeindebehoͤrden, imgleichen Korporationen und Stif— 
tungen Folge zu leiſten ſchuldig. 

$. 111. Das Amt wird in den Amts-Kommunalangelegenheiten (F. 13.) 
durch die Amtsverſammlung vertreten; auf die beſonderen 3 der 
einzelnen Gemeinden ſteht ihr aber keine Einwirkung zu. 

$. 112. Die Amtsverſammlung iſt in denjenigen Amtern, welche aus 
Einer Gemeinde beſtehen, von der Gemeindeverſammlung nicht verſchieden, in 
den uͤbrigen Amtern wird dieſelbe gebildet. 

1) aus den Beſitzern der landtagsfaͤhigen Ritterguͤter, ohne Unterſchied, 
ob dieſe im Orts-Gemeindeverbande ſtehen oder nicht, 
2) aus den Vorſtehern der zum Amte gehoͤrigen rd 3 ihres 

Amtes, und 

3) aus gewählten Abgeordneten. 

Jede Gemeinde ſendet einen Abgeordneten, ſind aber die einzelnen Ge⸗ 
meinden von ſehr ungleicher Groͤße, ſo tritt bei den ſtaͤrker bevoͤlkerten Gemein⸗ 
den eine Vermehrung der Abgeordneten ein, woruͤber der Ober— Praͤſi dent zu 
beſtimmen hat. 

Die Abgeordneten werden nach Vorſchrift der $$. 52. 53. und 56. bis 
61. und wo die Gemeinde durch Verordnete vertreten wird, von Letzteren aus 
ihrer Mitte in gewohnlicher Verſammlung ($$. 63. — 66.) mit Beruͤckſichti⸗ 
gung der Vorſchrift des §. 58. gewaͤhlt, jedoch find die Wahlverhandlungen 
dem Landrathe zur Beſtaͤtigung der Wahlen einzureichen. 

F. 113. Den Vorſitz in der Amtsverſammlung führt der Amtmann 
und bei deſſen Verhinderung der Stellvertreter mit vollem Stimmrechte und 
bei Stimmengleichheit mit entſcheidender Stimme. Iſt auch der Stellvertre— 
ter verhindert, ſo hat der aͤlteſte Rittergutsbeſitzer, und wenn kein Ritterguts⸗ 
beſitzer an der Verſammlung Theil nimmt, der aͤlteſte Gemeindevorſteher den 
Vorſitz zu uͤbernehmen. 

$. 114. Die Vorſchriften wegen der Rechte und Verhaͤltniſſe der 
Gemeindeverſammlung und wegen des Geſchaͤftsverhaͤltniſſes des Gemeinde⸗ 
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Vorſtehers und der Gemeindeverſammlung (Tit. II. Abſchnitt 4. und 6.) fin⸗ 
den auf die Amtsverſammlung und den Amtmann gleichmaͤßige Anwendung. 

$. 115. In dem Falle des §. 92. hat der Amtmann, wenn er ſich mit 
der Amtsverſammlung nicht vereinigen kann, dem Landrathe davon Anzeige zu 
machen, welcher zuvoͤrderſt eine Vereinigung zu verſuchen und wenn dieſe nicht 
gelingt, an die Regierung zur Entſcheidung zu berichten hat. 

$. 116. Das Verhaͤltniß, in welchem die einzelnen Gemeinden und 
nicht im Gemeindeverbande ſtehenden Rittergutsbeſitzer außer dem Falle des 
F. 109. zu den gemeinſchaftlichen Beduͤrfniſſen des Amtes beizutragen haben, 
wird durch die Regierung, nach Vernehmung der Amtsverſammlung feſtge⸗ 
ſetzt. — Die Beitraͤge, welche von den Gemeinden zu leiſten ſind, ſollen nicht 
auf die einzelnen Gemeindemitglieder, ſondern auf die Gemeinden, und in dieſen 
nach deren Verfaſſung auf die Einzelnen vertheilt werden. 


Titel IV. 
Von der Verpflichtung zur Annahme von Stellen. 


$. 117. Jedes zur Ausübung des Gemeinderechts befaͤhigte Gemeinde⸗ 
glied iſt in der Regel verbunden, unbeſoldete Stellen und einzelne Auftraͤge, ſo 
wie die Stellen eines Gemeinde- oder Amtsverordneten anzunehmen, die letzteren 
Stellen ſechs Jahre und die uͤbrigen wenigſtens drei Jahre zu verwalten. Nach 
Ablauf dieſer Friſt kann jeder die Stelle niederlegen und binnen den naͤchſten 
drei Jahren zur Annahme neuer Stellen oder Auftraͤge von laͤngerer Dauer 
nicht angehalten werden. a N 
$. 118. Fortdauernde Krankheiten, Geſchaͤfte, die längere Reiſen noth⸗ 
wendig machen, und ein Alter uͤber ſechszig Jahre ſind guͤltige Entſchuldigungs⸗ 
gründe, wodurch die im F. 117, ausgeſprochene Verpflichtung eine Ausnahme 
erleiden kann. Wer außer dieſen beſtimmten Faͤllen darzuthun vermag, daß 
er nach ſeinen beſonderen Verhaͤltniſſen oder ohne weſentliche Stoͤrung ſeines 
Wohlſtandes eine ihm angewieſene Stelle nicht uͤbernehmen koͤnne, ſoll auf ſei⸗ 
nen Antrag nach Umſtaͤnden ganz befreit, oder auch durch abgekuͤrzte Dauer 
der Stelle erleichtert werden. Die Entſcheidung hieruͤber ſteht dem Landrathe zu. 
F. 119. Von der im F. 117. feſtgeſetzten Verbindlichkeit ſind gaͤnzlich 
befreit: vom Staate beſoldete Beamte, ſtandesherrliche Beamte, ſo weit ſie den 
Staatsbeamten gleich zu achten ſind, Juſtizkommiſſarien, Patrimonialrichter, 
Geiſtliche, Schullehrer und Medizinalperſonen. Desgleichen koͤnnen diejeni⸗ 
gen, welche ein Gemeindeamt oder die Stelle eines Gemeindeverordneten beklei⸗ 
den, nicht gezwungen werden, eine neue Stelle neben der bisherigen zu uͤberneh⸗ 
men; doch koͤnnen die Letzteren die Wahl zu Amtsverordneten, imgleichen die 
(Nr. 2205.) Ges 
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Gemeindevorſteher die Ernennung zum Stellvertreter des Amtmanns ($. 106.) 
nicht ablehnen. Dagegen ſind Gemeindeverordnete, unbeſoldete Gemeinde⸗ 
Amter, desgleichen die Dorf- und Bauerſchaftsvorſteher, andere unbeſoldete 
Stellen, fo wie die Stellen der Gemeindeverordneten, anſtatt ihrer bisherigen 
Stellen zu uͤbernehmen, verpflichtet. 

$. 120. Die Beſitzer der zur Gemeinde gehörigen Ritterguͤter find ein 
Gemeindeamt oder Auftraͤge in Gemeindeſachen zu uͤbernehmen nicht verbunden. 

$. 121. Die vom Staate beſoldeten Beamten, die den Staatsbeamten 
gleich zu achtenden ſtandesherrlichen Beamten, die Patrimonialrichter, die Geift- 
lichen und Schullehrer beduͤrfen, wenn ſie eine Stelle oder einen Auftrag von 
längerer Dauer bei der Gemeindeverwaltung übernehmen wollen, dazu die Erz 
laubniß ihrer vorgeſetzten Dienſtbehoͤrde und der Regierung. Dieſe Erlaubniß 
kann auch, wenn ſich aus der Verbindung beider Dienſtverhaͤltniſſe für den 
Staatsdienſt oder fuͤr die Gemeindeverwaltung in der Folge ein Nachtheil er— 
giebt, von der Dienſtbehoͤrde ſowohl als von der Regierung zuruͤckgenommen 
werden. 

§. 122. Wer ſich den in den $$. 117. f. f. beſtimmten Verbind⸗ 
lichkeiten außer den Fällen der $$. 118 — 120. beharrlich entzieht, kann durch 
Beſchluß der Gemeindeverſammlung mit Genehmigung der Regierung der Aus⸗ 
übung des Gemeinderechts, fo wie der Waͤhlbarkeit für immer oder auf be⸗ 
ſtimmte Zeit verluſtig erklaͤrt werden. 


Titel V. 
Von der Oberaufſicht uͤber die Gemeindeverwaltung. 


$. 123. Die Oberaufſicht des Staats über die Amter und Gemeinden 
wird durch die Regierung und Landraͤthe ausgeuͤbt. Die Landraͤthe handeln 
hierbei in Anſehung der ihnen durch das gegenwaͤrtige Geſetz beſonders uͤberwie⸗ 
ſenen Angelegenheiten, als ſelbſtſtaͤndige Behörden, im Übrigen aber als beſtaͤn⸗ 
dige Kommiſſarien der Regierung und find in dieſer Eigenſchaft verpflichtet, ſich 
von der Amts- und Gemeindeverwaltung in ihren Kreiſen in ſteter Kenntniß 
zu erhalten, und wo ſie eine Einſchreitung noͤthig finden, der Regierung zur 
weitern Verfuͤgung Anzeige zu machen. Die Regierungen ſind berechtigt und 
verpflichtet: 

a) ſich daruͤber, ob in jedem Amte, in jeder Gemeinde die Verwaltung nach 
den Geſetzen überhaupt und nach dem gegenwartigen Geſetze insbeſondere 
eingerichtet ſey, die Ueberzeugung zu verſchaffen, zu dieſem Zwecke auch 
die Etats und Rechnungen einzufordern und die dabei wahrgenommenen 
Maͤngel zu ruͤgen; 

b) da⸗ 
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b) dafür zu ſorgen, daß die Verwaltung fortwährend in dem vorgeſchriebe— 
nen Gange bleibe und alle Stoͤrungen beſeitigt werden; 
c) die Beſchwerden Einzelner über die Verletzung der ihnen als Mitglieder 
zuſtehenden Rechte zu unterſuchen und zu entſcheiden; 
d) die Amter und Gemeinden zur Erfuͤllung ihrer Pflichten anzuhalten, und 
e) in den Faͤllen zu entſcheiden, welche in dieſem Geſetze dahin gewieſen ſind. 
Die Berichte, welche in Gemeinde- und Amtsangelegenheiten an die Re— 
gierung erſtattet werden, find an den Landrath zu ſenden, um fie mit feinen 
etwanigen Bemerkungen weiter zu befoͤrdern. Rekurſe an die Regierung gehen 
denſelben Weg. a 
$. 124. Gegen die Entſcheidung des Landraths in den ihm beſonders 
uͤberwieſenen Sachen bleibt der Rekurs an die Regierung, ſo wie gegen Ent— 
ſcheidungen der Regierung der Rekurs an den Ober-Praͤſidenten vorbehalten. — 
Der Rechtsweg dagegen iſt nur dann zulaͤſſig, wenn die Klage auf einen ſpe— 
ziellen privatrechtlichen Titel gegruͤndet wird; über allgemeine Verwaltungsgrund— 
fäße und deren Anwendung gebührt dem Richter kein Ausſpruch. 
$. 125. In den Gemeinden, welche zu den Gebieten der vormals un: 
mittelbaren Deutſchen Reichsſtaͤnde gehoͤren, bleibt den Letzteren die Ausuͤbung der 
Regierungsrechte durch ihre Behoͤrden nach Maaßgabe der Inſtruktion vom 
30. Mai 1820. vorbehalten, in ſofern nicht durch beſondere Rezeſſe hierauf Ver- 
zicht geleiſtet oder ein Anderes beſtimmt worden iſt. 
$. 126. Die zur Ausführung des gegenwärtigen Geſetzes erforderlichen 
erſten Einrichtungen werden unter der Leitung des Ober-Praͤſidenten getroffen, 
welchen der Miniſter des Innern mit einer Inſtruktion hieruͤber verſehen wird. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 31. Oktober 1841. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Boyen. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. 
v. Ladenberg. Gr. v. Alvensleben. Frh. v. Werther. Eichhorn. 
v. Thile. Gr. zu Stolberg. f 
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(Nr. 2206.) Verordnung über die Einrichtung der Gemeindeverfaſſung in denjenigen Städten 
der Provinz Weſtphalen, in welchen die Städteordnung bisher nicht ein- 
geführt iſt. Vom 31. Oktober 1841. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Durch die Order vom 18. Maͤrz 1888. iſt genehmigt worden, daß, wenn 
der Einfuͤhrung der revidirten Staͤdteordnung vom 17. Maͤrz 1831. an ein⸗ 
zelnen Orten der Provinz Weſtphalen beſondere Bedenken entgegenſtehen ſollten, 
ſolche einſtweilen ausgeſetzt bleiben koͤnnen. 

Nachdem Wir über die Verfaſſung und Verwaltung der Landgemeinden 
dieſer Provinz durch die Landgemeinde-Ordnung vom heutigen Tage Beſtim— 
mung getroffen haben, ſo iſt es nothwendig, auch die Verhaͤltniſſe derjenigen 
Staͤdte, wo die revidirte Staͤdteordnung bisher nicht eingefuͤhrt iſt, naͤher feſt— 
zuſtellen; Wir verordnen demnach auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums 
was folgt: 

$. 1. Die revidirte Staͤdteordnung ſoll nunmehr auch in diejenigen 
Staͤdte der Provinz Weſtphalen, wo ſie bisher noch ausgeſetzt geblieben iſt, 
eingefuͤhrt werden, wenn dieſelben 2500 Einwohner oder daruͤber haben. 

Sollte jedoch hiernaͤchſt die Stadtverordneten-Verſammlung darauf an⸗ 
tragen, daß die Verfaſſung und Verwaltung der Stadtgemeinde nach der 
Landgemeinde-Ordnung eingerichtet werde, ſo kann dieſem Antrage ſtattgegeben 
werden, in ſofern nach genauer Unterſuchung die Staͤdteordnung den beſonde⸗ 
ren Verhaͤltniſſen und Intereſſen der Stadtgemeinde nicht fuͤr entſprechend zu 
achten iſt. 

F. 2. In den uͤbrigen Städten, wo die Einführung der Staͤdteord⸗ 
nung bisher ausgeſetzt geblieben iſt, ſoll die Landgemeinde-Ordnung zur Anwen— 
dung kommen. 

Sollte jedoch die Gemeindeverordneten-Verſammlung (F. 9.) die Städte: 
Ordnung wuͤnſchen, und deren Einführung nicht befondere Hinderniſſe entgegen- 
ſtehen, ſo kann der Stadt die Staͤdteordnung verliehen werden. 

$. 3. In beiden Fällen ($$- 1. und 2.) entſcheidet der Miniſter des 
Innern auf den mit dem Gutachten des Ober-Praͤſidenten begleiteten Bericht 
der Regierung. 

§. 4. Bei der Anwendung der Landgemeinde-Ordnung in den Staͤd— 
ten ſollen nachſtehende Modifikationen eintreten. 

$. 5. Die auswaͤrts wohnenden Hausbeſitzer werden nicht zu den Ges 
meindegliedern, ſondern zu den Forenſen gezaͤhlt. 

F. 6. 
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$ 6. Das Gemeinde- oder Bürgerrecht ſteht nur denjenigen zu, welche 
die im F. 42. der Landgemeinde⸗Ordnung vorgeſchriebenen perſoͤnlichen Eigen— 
ſchaften beſitzen, in dem Stadtbezirke ihren Wohnſitz haben und entweder 
1) von ihren im Stadtbezirke gelegenen Grundbeſitzungen einen nach Vor⸗ 
ſchrift des F. 40. daſelbſt nicht unter zwei, und nicht über fünf Thaler 
zu beſtimmenden Hauptgrundſteuer-Betrag oder 8 

2) einen in gleicher Art nicht unter vier und nicht über acht Thaler für 
die Haushaltung und nicht unter zwei und nicht uͤber vier Thaler 
fuͤr den Einzelnen zu beſtimmenden Klaſſenſteuerſatz entrichten. 

$. 7. Das Bürgerrecht kann nicht durch Stellvertreter ausgeübt wer: 
den, und ruht in allen Faͤllen, in denen ein Buͤrger zur Ausuͤbung deſſelben in 
eigener Perſon nicht faͤhig oder im Stande iſt. 

F. 8. Wer feinen Wohnſitz in dem Stadtbezirke aufgiebt, verliert da— 
durch das Buͤrgerrecht. Als ſolcher wird in Ermangelung einer ausdruͤcklichen 
Erklaͤrung derjenige betrachtet, welcher nicht binnen Jahresfriſt nach ſeiner Ent— 
fernung einen Stellvertreter zur Erfuͤllung ſeiner buͤrgerlichen Obliegenheiten 
beſtellt hat. 

$. 9. Die Stadtgemeinde wird jederzeit durch eine Gemeinde (Stadt-) 
Verordneten-Verſammlung vertreten. 

$. 10. Fuͤr die Stadtverordneten wird eine, von dem Ober⸗-Praͤſiden— 
ten auf ein Drittel bis zur Hälfte derſelben zu beſtimmende Anzahl von Stell: 
vertretern gewaͤhlt, welche beſtimmt ſind, in Behinderungsfaͤllen oder bei dem 
Abgange einzelner Stadtverordneten deren Stelle einzunehmen. 

Die Einberufung des Stellvertreters geſchieht nach der Mehrheit der 
Stimmen bei der Wahl. 

$. 11. Zum Behuf der Wahl der Stadtverordneten und Stellvertreter 
kann die Stadt nach Beſtimmung des Ober-Praͤſidenten, welcher jedoch zuvor 
die Gemeindebehoͤrden mit ihren Gutachten zu vernehmen hat, in Wahlbezirke 
eingetheilt werden. \ 

Es bleibt vorbehalten, nach Publikation des Gewerbe-Polizeigeſetzes auch 
Wahlen nach Klaſſen anzuordnen. 

$. 12. Wenigſtens die Hälfte der Stadtverordneten muß aus Grund— 
beſitzern beſtehen, welches jedoch auf die Stellvertreter keine Anwendung findet. 
Wenn von den zu Stadtverordneten Gewaͤhlten weniger als die Hälfte Grund 
beſitzer find, fo treten diejenigen Unangefeffenen, welche die wenigſten Stimmen 
gehabt haben, zuruͤck, und werden die erſten Stellvertreter. Die Wahl muß 
alsdann zur Ergaͤnzung der erforderlichen Anzahl von Grundbeſitzern in denje— 
nigen Wahlverſammlungen, in welchen die Zuruͤcktretenden gewaͤhlt waren, er— 
neuert werden. 
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$. 13. Die Stelle des Vorſtehers der Stadtgemeinde (Buͤrgermeiſters) 
ſoll in der Regel mit der des Amtmanns verbunden und eine Ausnahme hier— 
von nur mit Genehmigung Unſers Miniſters des Innern geſtattet ſeyn. 

$. 14. Für einzelne Stadttheile koͤnnen nach Vorſchrift des $. 82. der 
Landgemeinde-Ordnung Bezirksvorſteher (Rott- oder Viertelsmeiſters) be— 
ſtellt werden. 

F. 15. Bei Anſtellung der zum Dienſte der Stadt erforderlichen Un- 
terbeamten und Diener ſind die jetzt beſtehenden und kuͤnftig zu erlaſſenden Ver— 
ordnungen wegen Verſorgung der Invaliden zu befolgen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck- 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 31. Oktober 1841. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Boyen. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg. 
Gr. v. Alvensleben. Frh. v. Werther. Eichhorn. v. Thile. 
Gr. zu Stolberg. 


